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I. BUNDESGESETZBLATT 

 
BGBl I 25/2021 

Bundesgesetz, mit dem das Kontenregister- und Konteneinschaugesetz, das Finanzmarkt-Geldwäschegesetz, das 
Bankwesengesetz, die Bundesabgabenordnung, das Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz, das Wertpapieraufsichts-
gesetz 2018 und das Wirtschaftliche Eigentümer Registergesetz geändert werden (Meldung von Konten im Kreditge-
schäft; Erteilung von Auskünften aus dem Kontenregister für die Geldwäschemeldestelle, das Bundesamt für Verfassungs-
schutz und Terrorismusbekämpfung [BVT] und die Finanzmarktaufsicht [FMA]; Ermöglichung der Durchführung des Transak-

tionsmonitorings) 

 

BGBl I 26/2021 

Bundesgesetz, mit dem das Genossenschaftsrevisionsgesetz 1997 geändert wird (Anpassung des Berufsrechts der Ge-

nossenschaftsrevisoren; Änderung überholter Berufsbezeichnungen; Regelung der genossenschaftlichen Prüferbestellung) 

 

BGBl I 27/2021 

Bundesgesetz, mit dem das Wirtschaftskammergesetz 1998, das Ziviltechnikergesetz 2019 und das Arbeiterkammerge-
setz 1992 geändert werden (Regelung der Zuständigkeit der Fachgruppentagungen; Aufrechterhaltung des ordnungsgemä-
ßen Gangs der Verwaltung in den Kammern; Durchführung virtueller Sitzungen von Organen der Arbeiterkammer und der 
Bundesarbeitskammer mittels elektronischer Kommunikationstechnologie) 
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BGBl I 28/2021 

Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, das Bau-
ern-Sozialversicherungsgesetz, das Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz sowie das Selbständigen-
Sozialversicherungsgesetz geändert werden (Sozialversicherungs-Änderungsgesetz 2020 – SVÄG 2020) (Übertragung 
der Zuständigkeit für die Entsendung der Seniorenvertreter in die Hauptversammlung der Österreichischen Gesundheitskas-
se, der Sozialversicherungsanstalt der Selbständigen und des Dachverbands der Sozialversicherungsträger an den Österrei-
chischen Seniorenrat als Dachverband von Seniorenorganisationen) 

 

BGBl II 28/2021 

Verordnung des Bundesministers für Bildung, Wissenschaft und Forschung, mit der die Verordnung des Bundesministers für 
Bildung, Wissenschaft und Forschung zur Bewältigung der COVID-19 Folgen im Schulwesen für das Schuljahr 2020/21 (CO-
VID-19-Schulverordnung 2020/21 – C-SchVO 2020/21) geändert wird 

 

BGBl II 29/2021 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung über 
das Landeverbot für Luftfahrzeuge aus dem Vereinigten Königreich und Südafrika geändert wird 

 

BGBl II 30/2021 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung über 
die Einhebung von Geldstrafen mit Organstrafverfügung nach dem Epidemiegesetz 1950 und dem COVID-19-

Maßnahmengesetz geändert wird 

 

BGBl II 31/2021 

Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Familie und Jugend betreffend die finanzielle Obergrenze für die Bedeckung von 
Beihilfen bei Kurzarbeit (COVID-Kurzarbeit-Obergrenzen-VO) 

 

BGBl II 32/2021 

Verordnung, mit der die Verordnung der Bundesministerin für Justiz über besondere Vorkehrungen im Anwendungsbe-
reich des Strafvollzugsgesetzes zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 geändert wird 

 

BGBl II 33/2021 

Verordnung der Bundesministerin für Justiz, mit der die Verordnung, mit der zur Verhinderung der Verbreitung von CO-
VID-19 besondere Vorkehrungen in Strafsachen getroffen werden, geändert wird 

 

BGBl II 34/2021 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz betreffend die Durchführung der 
Impfung gegen SARS-CoV-2 im niedergelassenen Bereich 

 

BGBl II 35/2021 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die eHealth-Verordnung 
geändert wird (eHealth-Verordnungsnovelle 2021) 

 

BGBl II 36/2021 

Kundmachung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Kundmachung 
über die Aufwertung und Anpassung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, dem Gewerblichen Sozial-
versicherungsgesetz, dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz, dem Beamten Kranken- und Unfallversicherungsge-
setz sowie dem Bundespflegegeldgesetz für das Kalenderjahr 2021 geändert wird 
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BGBl III 9/2021 

Kundmachung der Bundesministerin für EU und Verfassung betreffend die vorläufige Anwendung des Abkommens über 
die Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizeri-
schen Eidgenossenschaft andererseits zur Bekämpfung von Betrug und sonstigen rechtswidrigen Handlungen, die ihre fi-
nanziellen Interessen beeinträchtigen 

 

BGBl III 10/2021 

Kundmachung der Bundesministerin für EU und Verfassung betreffend die Obsoleterklärung bzw Beendigung der folgenden 
Übereinkommen zwischen Österreich und Brasilien 

 

BGBl III 11/2021 

Änderungen der Ausführungsordnung zum Protokoll zum Madrider Abkommen über die internationale Registrierung von 

Marken 

 

II. AMTSBLATT DER EU 

 
ABl L 24 v 26.01.2021, 1 

Verordnung (EU) 2021/56 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Januar 2021 zur Festlegung von Bewirt-
schaftungs-, Bestandserhaltungs- und Kontrollmaßnahmen für den Bereich des Interamerikanischen Übereinkommes für 
tropischen Thunfisch und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr 520/2007 des Rates 

 

ABl L 28 v 27.01.2021, 1 

Endgültiger Erlass (EU, Euratom) 2021/41 des Berichtigungshaushaltsplans Nr 8 der Europäischen Union für das Haus-
haltsjahr 2020 

 

III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 

 
A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 
27.11.2020, G 8/2020 ua 

EinkommenssteuerG; keine Gleichheitswidrigkeit von Bestimmungen des EinkommenssteuerG betreffend die unterschied-
lichen Abzinsungssätze für Abfertigungs-, Jubiläumsgeld- und Pensionsrückstellungen mit einem Rechnungszinsfuß 
iHv 6% im Vergleich zum Zinssatz für langfristige Rückstellungen für sonstige ungewisse Verbindlichkeiten iHv 3,5%; höherer 
Rechnungszinsfuß für die dem Sozialkapital zuzurechnenden Jubiläumsgeldrückstellungen im rechtspolitischen Gestaltungs-

spielraumes des Gesetzgebers 

 

27.11.2020, G 173/2020 ua 

EinkommenssteuerG; keine Gleichheitswidrigkeit von Bestimmungen des EinkommenssteuerG betreffend die unterschied-
lichen Abzinsungssätze für Abfertigungs-, Jubiläumsgeld- und Pensionsrückstellungen mit einem Rechnungszinsfuß 
iHv 6% im Vergleich zum Zinssatz für langfristige Rückstellungen für sonstige ungewisse Verbindlichkeiten iHv 3,5%; höherer 
Rechnungszinsfuß für die dem Sozialkapital zuzurechnenden Jubiläumsgeldrückstellungen im rechtspolitischen Gestaltungs-
spielraum des Gesetzgebers 

 

27.11.2020, G 307/2020 

EinkommenssteuerG; keine Gleichheitswidrigkeit des höheren Rechnungszinfußes idHv 6% für Abfertigungs-, Jubilä-
umsgeld- und Pensionsrückstellungen nach dem EinkommensstuerG; steuerlichen Gewinnermittlung durch Festlegung ei-
nes – unabhängig von der Entwicklung des Marktzinssatzes anwendbaren – fixen Zinssatzes idHv 3,5% für langfristige Rück-
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stellungen im Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers; Sachlichkeit einer Übergangsregelung nur für Rückstellungen mit län-

geren Restlaufzeiten und der Anwendung der bisherigen pauschalen Vereinfachung 

 

27.11.2020, G 323/2020 ua 

EinkommenssteuerG; keine Gleichheitswidrigkeit von Bestimmungen des EinkommenssteuerG betreffend die unterschied-
lichen Abzinsungssätze für Abfertigungs-, Jubiläumsgeld- und Pensionsrückstellungen mit einem Rechnungszinsfuß 
iHv 6% im Vergleich zum Zinssatz für langfristige Rückstellungen für sonstige ungewisse Verbindlichkeiten iHv 3,5%; höherer 
Rechnungszinsfuß für die dem Sozialkapital zuzurechnenden Jubiläumsgeldrückstellungen im rechtspolitischen Gestaltungs-
spielraumes des Gesetzgebers 

 

02.12.2020, E 1414/2020 

AsylG; Geschäftsverteilung des BVwG; Verletzung im Recht auf ein Verfahren vor dem gesetzlichen Richter durch die 
Entscheidung einer weiblichen Richterin des BVwG über die Abweisung eines Antrags auf internationalen Schutz eines 
männlichen Staatsangehörigen von Afghanistan bei behauptetem Eingriff in die sexuelle Selbstbestimmung 

 

11.12.2020, G 264/2019 

Arbeits- und SozialgerichtsG; Verstoß von Wortfolgen einer Bestimmung des Arbeits- und SozialgerichtsG gegen das 
Rechtsstaatsprinzip mangels Möglichkeit des Arbeits- und Sozialgerichts, die Höhe der Rückersatzpflicht von empfange-

nen Versicherungsleistungen zu mindern 

 

B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 

 

27.11.2020, Ra 2020/16/0151 

VwGVG; AVG; die „Sache“ des bekämpften Bescheids bildet den äußersten Rahmen für die „Prüfungsbefugnis“ des 
VwG; mit deren Überschreitung nimmt das VwG eine ihm nach dem Gesetz nicht zustehende Kompetenz in Anspruch; ob-
gleich § 66 Abs 4 AVG einerseits und § 28 Abs 2 und 3 VwGVG andererseits unter jeweils verschiedenen Tatbestandsvo-
raussetzungen eine Pflicht zur Entscheidung „in der Sache selbst“ normieren, ist das Verständnis dessen, was unter „Sache 
des Verfahrens“ zu verstehen ist, unverändert geblieben; der zu § 66 Abs 4 AVG ergangenen Judikatur liegen nämlich 

Rechtsschutzerwägungen zu Grunde, die ihrerseits auch für das Verfahren vor dem VwG gelten 

 

04.12.2020, Ra 2019/05/0294 

Wr BauO; AVG; keine Verletzung subjektiv-öffentlicher Rechte, wenn sich die Gauben nicht an der dem Nachbarn zuge-
wandten Seite des Gebäudes befinden; keine Verletzung subjektiv öffentlicher Rechte, wenn sich die neue Dachkonstruktion 
innerhalb jenes Bereichs befindet, der sich durch die Ansteilung des alten Dachs innerhalb des zulässigen Ausmaßes ergibt 

 

04.12.2020, Ra 2020/05/0157 

Oö BauO; VwGVG; bei sachverhaltsbezogenem Vorbringen der beschwerdeführenden Parteien ist eine mündliche Ver-
handlung durchzuführen, dies sogar dann, wenn kein Antrag auf eine solche gestellt worden ist; die Entscheidung über den 
Antrag des Rw auf Erteilung einer Baubewilligung betrifft einen zivilrechtlichen Anspruch iSd Art 6 EMRK („civil right“), wes-
halb eine Prüfung der Relevanz der Unterlassung einer mündlichen Verhandlung nicht vorzunehmen ist 

 

17.12.2020, Ra 2018/06/0241 

Stmk BauG; VwGVG; prinzipieller Vorrang der meritorischen Entscheidungspflicht; dies gilt auch bei vom VwG ange-
nommener Notwendigkeit der Einholung eines Gutachtens; nach stRsp des VwGH stellt es eine Erfahrungstatsache dar, dass 
bei Fehlen des Verputzes an Mauern wegen der Gefahr des Eindringens von Niederschlägen und sonstigen Witterungsein-
flüssen die Standsicherheit der Mauern beeinträchtigt werden kann, weshalb vom Vorliegen eines Baugebrechens iSd § 4 Z 
9 Stmk BauG auszugehen und die Beiziehung eines bautechnischen Sachverständigen nicht erforderlich war 
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C. VERWALTUNGSGERICHTE 

 
Keine relevanten Entscheidungen im Berichtszeitraum. 

 

IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 

 
A. GERICHTSHOF 

 
26.01.2021, Rs C-16/19, Szpital Kliniczny im dra J Babińskiego Samodzielny Publiczny Zakład Opieki Zdrowotnej w 
Krakowie 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Sozialpolitik – Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf – Richtlinie 2000/78/EG – Art 
2 Abs 1 und Abs 2 Buchst a und b – ‚Der Begriff 'Diskriminierung'‘ – Unmittelbare Diskriminierung – Mittelbare Diskriminie-
rung – Diskriminierung wegen einer Behinderung – Ungleichbehandlung innerhalb einer Gruppe von behinderten Arbeit-
nehmern – Zuschlag zum Arbeitsentgelt für Arbeitnehmer, die nach einem vom Arbeitgeber ausgewählten Datum eine Be-
scheinigung über die Anerkennung einer Behinderung eingereicht haben – Ausschluss von behinderten Arbeitnehmern, die 

ihre Bescheinigung vor diesem Datum eingereicht haben 

 

26.01.2021, verb Rs C-422/19 u C-423/19, Hessischer Rundfunk 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Wirtschafts- und Währungspolitik – Art 2 Abs 1 und Art 3 Abs 1 Buchst c AEUV – Wäh-
rungspolitik – Ausschließliche Zuständigkeit der Union – Art 128 Abs 1 AEUV – Protokoll (Nr 4) über die Satzung des Europä-
ischen Systems der Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank – Art 16 Abs 1 – Begriff ‚gesetzliches Zahlungsmit-
tel‘ – Wirkungen – Pflicht zur Annahme von Euro-Banknoten – Verordnung (EG) Nr 974/98 – Möglichkeit für die Mitglied-
staaten, Zahlungen mit Euro-Banknoten und -Münzen zu beschränken – Voraussetzungen – Landesrechtliche Regelung, die 

die Barzahlung des Rundfunkbeitrags an eine öffentlich-rechtliche Landesrundfunkanstalt ausschließt 

 

27.01.2021, Rs C-595/18 P, The Goldman Sachs Group/Kommission 

Rechtsmittel – Wettbewerb – Kartelle – Europäischer Markt für Stromkabel – Aufteilung des Marktes im Rahmen von Pro-
jekten – Verordnung (EG) Nr 1/2003 – Art 23 Abs 2 – Zurechenbarkeit der Zuwiderhandlung einer Gesellschaft an eine ande-
re Gesellschaft – Vermutung der tatsächlichen Ausübung eines bestimmenden Einflusses – Einheit, die 100 % der mit den 
Aktien einer anderen Gesellschaft verbundenen Stimmrechte kontrolliert 

 

27.01.2021, Rs C-764/18, Orange España 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Genehmigung elektronischer Kommunikationsnetze und -dienste – Kommunale Abgabe 
für die Nutzung oder Sondernutzung des öffentlichen Raums – Richtlinie 2002/20/EG – Anwendung auf Unternehmen, die 
Festnetztelefonie- und Internetzugangsdienste erbringen – Begriffe des ‚elektronischen Kommunikationsnetzes‘ und des 
‚elektronischen Kommunikationsdienstes‘ – Art 12 – Verwaltungsabgaben – Art 13 – Entgelte für Nutzungsrechte und für 
Rechte für die Installation von Einrichtungen – Geltungsbereich – Einschränkungen der Ausübung des Rechts der Mit-
gliedstaaten, Abgaben zu erheben 

 

27.01.2021, verb Rs C-229/19 u C-289/19, Dexia Nederland 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Verbraucherschutz – Richtlinie 93/13/EWG – Missbräuchliche Klauseln in Verbraucherver-
trägen – Art 3 Abs 1, Art 4 Abs 1 und Art 6 Abs 1 – Beurteilung der Missbräuchlichkeit von Vertragsklauseln – Klausel, die 
im Voraus den möglichen Vorteil des Gläubigers im Fall der Vertragsbeendigung festlegt – Erhebliches und ungerechtfer-
tigtes Missverhältnis der vertraglichen Rechte und Pflichten der Vertragspartner – Zeitpunkt, zu dem das Missverhältnis zu 
beurteilen ist – Feststellung der Missbräuchlichkeit einer Klausel – Folgen – Ersatz einer missbräuchlichen Klausel durch eine 
dispositive Vorschrift des nationalen Rechts 
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27.01.2021, Rs C-361/19, De Ruiter 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Gemeinsame Agrarpolitik – Stützungsregelung für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe 
– Verordnung (EU) Nr 1306/2013 – Art 97 Abs 1 und Art 99 Abs 1 – Direktzahlungen – Kürzungen und Ausschlüsse bei Ver-
stoß gegen die Cross-Compliance-Verpflichtungen – Bestimmung des Jahres, auf das für die Berechnung des Prozentsatzes 
der Kürzung abzustellen ist – Angemessene, wirksame und abschreckende Sanktionen – Durchführungsverordnung (EU) Nr 
809/2014 – Art 73 Abs 4 Unterabs 1 Buchst a 

 

27.01.2021, Rs C-787/19, Kommission/Österreich (TVA - Agences de voyages) 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats – Steuerwesen – Mehrwertsteuer – Richtlinie 2006/112/EG – Art 306 bis 310 – 
Sonderregelung für Reisebüros – Anwendung auf alle Arten von Kunden – Nationale Regelung, die Reiseleistungen aus-
schließt, die gegenüber Steuerpflichtigen erbracht werden, die sie für ihr Unternehmen nutzen – Art 73 – Besteuerungsgrund-
lage – Ermittlung einer pauschalen Besteuerungsgrundlage für Gruppen von Leistungen oder für die gesamten innerhalb 

eines Besteuerungszeitraums erbrachten Leistungen – Unvereinbarkeit 

 

28.01.2021, Rs C-466/19 P, Qualcomm und Qualcomm Europe/Kommission 

Rechtsmittel – Wettbewerb – Missbrauch einer beherrschenden Stellung – Markt für UMTS-Basisband-Chipsätze – Ver-
ordnung (EG) Nr 1/2003 – Art 18 Abs 3 – Beschluss mit der Aufforderung, Auskünfte zu erteilen – Erforderlichkeit der ver-
langten Auskünfte – Verhältnismäßigkeit – Beweislast – Selbstbelastung 

 

28.01.2021, Rs C-649/19, Spetsializirana prokuratura (Déclaration des droits) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen – Richtlinie 2012/13/EU – Art 4 bis 7 – Erklärun-
gen der Rechte in den Anhängen I und II – Rahmenbeschluss 2002/584/JI – Recht auf Belehrung und Unterrichtung in 
Strafverfahren – Schriftliche Erklärung der Rechte bei Festnahme – Recht auf Unterrichtung über den Tatvorwurf – Recht auf 
Einsicht in die Verfahrensakte – Auf der Grundlage eines Europäischen Haftbefehls im Vollstreckungsmitgliedstaat festge-
nommene Person 

 

B. SCHLUSSANTRÄGE 

 
27.01.2021, Rs C-591/19 P, Kommission/De Esteban Alonso (GA Rantos) 

Rechtsmittel – Ehemaliger Beamter der Europäischen Kommission – Untersuchung des Europäischen Amtes für Betrugsbe-
kämpfung (OLAF) – Übermittlung von Informationen über strafbare Handlungen an nationale Justizbehörden – Art 4 des 
Beschlusses 1999/396/EG, EGKS, Euratom – Verpflichtung zur Unterrichtung und Anhörung des Betroffenen – Art 9 Abs 4 
der Verordnung (EG) Nr 1073/1999 – Recht der Kommission, bei den nationalen Justizbehörden Strafanzeige zu erstatten 
und als Nebenklägerin aufzutreten – Angeblich aufgrund des Verhaltens von OLAF und der Kommission während des Ver-
fahrens entstandene Schäden – Schadensersatzklage – Kausalzusammenhang 

 

27.01.2021, Rs C-786/19, The North of England P & I Association (GA Rantos) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Freier Dienstleistungsverkehr – Direktversicherung mit Ausnahme der Lebensversicherung 
– Richtlinie 88/357/EWG – Art 2 Buchst d zweiter Gedankenstrich – Richtlinie 92/49/EWG – Art 46 Abs 2 – Steuer auf Versi-
cherungsprämien – Begriff ‚Mitgliedstaat, in dem das Risiko belegen ist‘ – Fahrzeuge aller Art – Begriff ‚Mitgliedstaat der 
Zulassung‘ – Betrieb eines Seeschiffs – In das Schiffsregister eines Mitgliedstaats eingetragenes Schiff, das jedoch die 
Flagge eines anderen Mitgliedstaats oder eines Drittstaats führt 

 

28.01.2021, Rs C-120/19, X (Véhicules-citernes GPL) (GA Tanchev) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Beförderung gefährlicher Güter – Begriff ‚Bauvorschrift‘ – Auflage, dass einer LPG-
Tankstelle LPG nur von Tankwagen geliefert werden darf, die mit einem Hitze-Schutzschild ausgestattet sind – Vereinba-
rungen über den Hitze-Schutzschild – Vermutung der Rechtmäßigkeit der Auflage 

 

 

 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=237045&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1847749
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=237045&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1847749
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=237053&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1847749
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=237053&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1847749
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=237087&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1847749
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=237087&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1847749
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=237088&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1847749
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=237088&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1847749
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=237042&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1950227
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=237042&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1950227
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=237041&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1847749
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=237041&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1847749
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=237086&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1847749
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=237086&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1847749


28.01.2021, Rs C-742/19, Ministrstvo za obrambo (GA Saugmandsgaard Øe) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Schutz der Sicherheit und der Gesundheit der Arbeitnehmer – Arbeitszeitgestaltung – Richt-
linie 2003/88/EG – Anwendungsbereich – Art 1 Abs 3 – Richtlinie 89/391/EWG – Art 2 Abs 1 und 2 – Anwendbarkeit auf Mi-
litärangehörige der Streitkräfte der Mitgliedstaaten – Richtlinie 2003/88/EG – Art 2 Nr 1 – Begriff ‚Arbeitszeit‘ – Bewachung 

militärischer Einrichtungen 

 

28.01.2021, Rs C-6/20, Riigi Tugiteenuste Keskus (GA Sánchez-Bordona) 

Vorabentscheidungsersuchen – Richtlinie 2004/18/EG – Öffentliches Auftragswesen – Eignungskriterien – Art 2 – Gleiche 
und nicht diskriminierende Behandlung – Art 26 – Bedingungen für die Auftragsausführung – Art 46 – In einem anderen Mit-
gliedstaat der Union erlangte Befähigung zur Berufsausübung – Verordnung (EG) Nr 852/2004 – Lebensmittelhygiene – 
Art 6 – Erfordernis einer Zulassung oder Registrierung bei der nationalen Behörde für Lebensmittelsicherheit des Landes, in 
dem sich der Betrieb befindet, von dem aus die Lieferungen erfolgen werden – Zeitpunkt der Vorlage der Zulassung oder Re-

gistrierung beim öffentlichen Auftraggeber 

 

C. GERICHT 

 
Keine relevanten Urteile im Berichtszeitraum 

 

V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 
26.01.2021, Beschwerde Nr 73313/17 ua, Zličić / Serbien  

Verletzungen von Art 3 EMRK (Verbot der unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung); keine Verletzung von Art 6 
Abs 1 EMRK (Recht auf ein faires Verfahren); unmenschliche und erniedrigende Behandlung während Polizeigewahrsam;  

fehlende effektive Untersuchung der Vorwürfe; insgesamt faire Strafverhandlung 
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DISCLAIMER 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 
Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 
sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, Ak-
tualität und Relevanz. 
Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 
nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 
Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfah-
ren, Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Rele-
vanz. 
Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer 
Kammer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=237084&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1847749
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